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Bekanntlich prozessiert BAYER 
gegen uns von. der „Coordination 
gegen BAYER- Gefahren e.V.” wegen 
Verleumdung. 

Und bekanntlich haben wir am 20. 
November 1987 in der ersten Instanz 
einen Teil dieses Prozesses verloren. 
Es wurde uns untersagt, weiterhin zu 
behaupten: „Mißliebige Kritiker werden 
bespitzelt und unter Druck gesetzt, 
rechte und willfährige Politiker werden 
unterstützt und finanziert.” 

Das Amtsgericht Köln stellte sich in 
seinem Urteil auf den Standpunkt: 
1. Von „Bespitzelung” könne in den von 

uns als Beweis angeführten Fällen nicht 
die Rede sein, da BAYER sich seine 
Informationen nicht verdeckt, sondern 

im Rahmen öffentlicher Veranstaltun- 

gen beschafft habe; die Bespitzelten 
hätten ja gewußt, daB sie bespitzelt 
wurden. 

2. Die Finanzierung von Politikern sei 
nicht beweisbar, da wir zwar auf eine 

staatsanwaltliche Ermittlung wegen ille- 
galer Parteispenden verwiesen hatten, 

doch dieses Ermittlungsverfahren nicht 
beweisen könnten. 

Nun ist es so, daß staatsanwaltliche 
Akten nur von Gerichten eingesehen 
werden können. Dementsprechend 
baten wir das Gericht, sich selbst an die 
Staatsanwaltschaft Bonn zu wenden. 
Dies wurde als „unzulässiger Ausfor- 
schungsbeweis” jedoch abgelehnt. 

Bei BAYER war die Freude groß. 
Konnte der Konzern uns nun doch in 
aller Öffentlichkeit der Verleumdung 
bezichtigen und unsere Verlautbarun- 

Hilfe vom BAYER- Vorstand 

gen als „aus der Luft gegriffen”, „bar 

jedes Beweises”, „ohne jeden Wahr- 
heitsgehalt” etc. diffamieren. 

Und doch ist richtig, was viele für 
„überspitzt”, „aggressiv”, „unsachlich” 
etc. halten: BAYER bespitzelt Kritiker 
und finanziert Politiker. 

In der jetzt angelaufenen zweiten 
Instanz des Prozesses haben wir neue 
Beweise vorgelegt. Wir haben aus der 
juristischen Haarspalterei gelernt. Wir 
berufen uns nun nicht mehr auf öffent- 
lich allgemein bekannte Sachverhalte, 
sondern übergaben dem Gericht die 
der Öffentlichkeit nicht zugänglichen 
Quellen: 
1. Wir legten ein Original-BAYER-Werk- 

schutz-Protokoll über die Bespitzelung 
einer schulinternen Veranstaltung zum 
Thema BAYER vor. Die Veranstaltung 
war ausdrücklich „nicht-Ööffentlich”, der 
BAYER-Spitzel trat verdeckt auf, den 
Bespitzelten war nicht bekannt, daß sie 
bespitzelt wurden. 

2. Wir legten den Original Gerichtsbe- 
schluß für das staatsanwaltliche Ermitt- 
lungsverfahren gegen Vorstandsmitglie- 
der des BAYER-Konzerns wegen illega- 
ler Parteispenden vor. 

Beide Dokumente haben weit über 
den Prozeß hinausreichende Bedeu- 

tung. Belegen sie doch, daß BAYER in 
geheimdienstähnlicher Manier arbeitet 
und eben doch finanziell auf politische 
Entwicklungen Einfluß nimmt. 

Die ersten Äußerungen des BAYER- 
Anwaltes während des ersten Verhand- 
lungstermins am 12.07.88 machen die 
Angelegenheit noch dramatischer. Zur 
Bespitzelung stellte er wörtlich fest: 
„Selbstverständlich überwacht meine 
Mandantin (gemeint ist die BAYER AG) 
alle Veranstaltungen, auf denen The- 
men behandelt werden, die für BAYER 
relevant sind.” Begründung: „meine 
Mandantin muß sich gegen Terroristen 
und Bombenanschläge schützen. Ich 
will damit nicht sagen, daß diese unbe- 
dingt aus den Kreisen der Beklagtey 
kommen.” 

Es wird deutlich, daß wir nicht „ver- 
leumden, agitieren und polemisieren”, 
sondern wohlbegründete Meinungen 

vertreten. 

Bleibt die Frage, wie wir an die 
Beweismittel, das BAYER-interne 
Werkschutz-Protokoll und den gericht- 
lichen Beweisbeschluß, gelangten? — 
Sie wurden uns aus Kreisen des 
BAYER-Vorstands zugespielt... 

Mit umweltfreundlichen Grüßen 

Ihr 

Axel Köhler-Schnura AN 

  

Der Fall EnBlin 
Am Helmholtz-Gymnasium in Hilden 

unterrichtet der Lehrer Dr. Walter EnBlin. Er 
unterrichtet das Fach Chemie. 

Die Stadt Hilden ist umgeben von drei 
BAYER-Standorten: Wuppertal mit seinem 

Werk und dem Pharma-Forschungszen- 
trum im Nordosten, Monheim mit dem Pe- 
stizid-Forschungszentrum im Westen und 
Leverkusen mit dem Hauptwerk des Kon- 
zerns im Südwesten. Am Gymnasium sind 
auch Schüler, deren Eltern bei BAYER be- 
schäftigt sind. 

Dr. Enßlin behandelte im Rahmen des 
Leistungs- und Grundkurs-Unterrichtes 
auch das Thema „Lebensmittel und ihre 
Belastung durch die moderne Agro-Che- 
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mie”. Um eine Vertiefung des Themas zu 
erreichen, setzte er sich sowohl mit der 
„Coordination gegen BAYER-Gefahren” 
als auch mit dem BAYER-Konzern in Ver- 
bindung. Um eine unfruchtbare Podiums- 
diskussion zu vermeiden, sollten beide 
Parteien ihre Meinung getrennt den Schü- 
lern zur Diskussion vorstellen. 

Die Veranstaltung mit der Coordination 
fand am 27.01.1988 statt. 

Soweit die Vorgeschichte. 
Die Veranstaltung am 27.01.1988 wäre 

eine von vielen Veranstaltungen geblieben, 
zu denen die Coordination eingeladen 
wird, wäre der Coordination nicht im Mai 
des Jahres aus BAYER-Vorstandskreisen 
ein BAYER-Werkschutz-Bespitzelungs- 
protokoll zugespielt worden. Inhalt des 
Protokolls: Die Veranstaltung am 
27.01.1988 in der Aula des Helmholtz- 
Gymnasiums in Hilden. 

Auf drei Seiten berichtet ein BAYER- 
Werkschutz-Mitarbeiter namens Kramer 
über die nicht öffentliche Diskussionsver- 
anstaltung. Es geht aus dem Protokoll her- 

vor, daß Herr Kramer nicht zufällig aktiv 

wurde, sondern auf ausdrücklichen 
Wunsch der Öffentlichkeits-Abteilung des 
Konzerns hin. Auch geht aus dem Protokoll 
hervor, daß es sich hier nicht um eine Ein- 

zelaktion handelt, sondern um eine Routi- 

neüberwachung. Sowohl Aufmachung uf % 
Stildes Protokolls lassen darauf schließ€# 
ebenso wie der ebenfalls vorliegende Ver- 
teiler des Protokolls. 

Das Protokoll wurde von uns unmittel- 
bar in dem gegen uns laufenden Prozeß 
des BAYER-Konzerns als Beweismittel ein- 
gebracht. Belegt es doch eindeutig, daß 
BAYER mit polizei- und geheimdienstähn- 
lichen Methoden Kritiker bespitzelt. N 

  

Bespitzelungsprotokoll 
vorgelegt 

Am 12. Juli 1988 fand vor dem Presse- 
senat des Oberlandesgerichtes Köln der 
erste Verhandlungstermin in der zweiten 
Instanz des Prozesses des BAYER-Kon- 
zerns gegen uns und unseren Sprecher 
Axel Köhler-Schnura statt. BAYER zeigte 
sich sichtlich überrascht über die von der 
„Coordination gegen BAYER-Gefahren” 
neu vorgelegten Beweise: 

1. Ein Original-BAYER- Werkschutz-Be- 
spitzelungsprotokoll einer schulinter- 
nen Veranstaltung in Hilden.
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2. Den ErmittlungsbeschluB der Staatsan- 
waltschaft in Bonn gegen Vorstandsmit- 
glieder des BAYER-Konzerns wegen il- 
legaler Parteispenden. | 
Auch das Gericht nahm die Unruhe auf 

der BAYER-Bank zur Kenntnis. Wenn 
BAYER zu den vorgelegten Beweisen fest- 
stellte, daß der Werkschutz „grundsätzlich 
alle Veranstaltungen besucht, bei denen 
das Thema BAYER eine Rolle spielt” und 
das Ermittlungsverfahren „ja nicht gegen 
BAYER, sondern den VCI gerichtet” sei, so 
waren dies Argumente, die das Gericht 
sicherlich nicht überzeugten. 

Die Verhandlungen am 12.07.1988 führ- 
ten nicht zu einem Urteil. BAYER beantrag- 
te prozeßtaktisch einen Aufschub, um „zu 
den neuen Beweisen der Coordination 
Stellung nehmen zu können” und erreichte 
damit die Vertagung der Verhandlung auf 
den 20. September 1988, 10.00 Uhr. So 
leerte sich nach über einstündiger Ver- 
handlung der überfüllte Saal. Die Span- 
nung bleibt weiter bestehen. 

Alle Interessierten sind herzlich eingela- 
den, dem nächsten Verhandlungstermin 
beizuwohnen: 

Oberlandesgericht Köln 
Reichensperger Platz 1 
5000 Köln | 
20. September 1988, 10.00 Uhr 
Raum 153 A 

Plakat-Aktion 
Mit einer bundesweiten Plakat-Aktion 

unter dem Motto „Goliath gegen- David” 
werden wir noch mehr Öffentlichkeit zu 
dem Prozeß des BAYER-Konzerns gegen 
uns und unseren Sprecher Axel Köhler- 
Schnura herstellen. Das Plakat wird von 
allen Standortgruppen verbreitet und kann 
bei der Geschäftsstelle angefordert 
werden. N 

Zur Finanzierung von 
Politikern 

In der ersten Instanz des Prozesses des 
BAYER-Konzerns gegen uns hatte in der 

Auseinandersetzung um die Finanzierung 
von Parteien ein Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft Bonn wegen illegaler 
Parteienfinanzierung eine Rolle gespielt. 
Das Urteil der ersten Instanz wurde in die- 
sem Punkt gerade.deshalb zu unseren Un- 
gunsten gefällt, weil sich das Gericht auf 
den Standpunkt stellte, daß unsere Bitte 
nach Einsicht in die Akten einen „unzuläs- 
sigen Ausforschungsbeweis” darstelle. Wir 
hatten zum damaligen Zeitpunkt das Ge- 
richt lediglich über die Existenz dieses Ver- 
fahrens informiert und das Gericht gebe- 
ten, sich selbst bei der Staatsanwaltschaft 
Bonn über den Inhalt des Verfahrens zu in- 
formieren. 

Das Urteil des Gerichtes enthält deshalb 
besondere Tücken, weil es für Außenste- 
hende — außer für Gerichte — nicht möglich 
ist, in staatsanwaltschaftliche Akten Ein- 
sicht zu nehmen. Es wäre also für uns nor- 
malerweise unmöglich gewesen, über den 
Inhalt des Ermittlungsverfahrens Kenntnis 
zu erlangen. 

Und dennoch konnten wir nun dem Ge- 
richt der zweiten Instanz den Beschluß des 
Amtsgerichtes Bonn zu einem „Ermitt- 
lungsverfahren gegen die Verantwortli- 
chen der Firmen: 

1. BAYER AG, Leverkusen, Az.: 42 JS 
186/82, Staatsanwaltschaft Bonn... wegen 
illegaler Parteienfinanzeirung vorlegen. 

Damit konnten wir das Dilemma der er- 
sten Instanz lösen. Sehr zum Erstaunen der 
BAYER-Anwälte. N 

Neue Adressen für 
Stellungnahmen 

Nach wie vor treffen bei uns Kopien von 
Protesterklärungen und Stellungnahmen 
zum Prozeß des BAYER-Konzerns gegen 
uns ein. Wir danken allen, die sich in dieser 
Weise für uns einsetzen und bitten zugleich 
darum, auch weiterhin beim BAYER-Kon- 

‚ zern und beim Oberlandesgericht Köln ge- 
gen diesen Prozeß zu protestieren: 

BAYER 
Vorstand/Aufsichtsrat 

5090 Leverkusen 

Oberlandesgericht Köln 
Pressesenat 
Reichensperger Platz 1 
5000 Köln 

Wir bitten darum, uns eine Kopie der 
Stellungnahmen zu übersenden. N 

Neue Dokumentation 
erhältlich 

Mittlerweile dauert der Prozeß des 
BAYER-Konzerns gegen uns schon ein 
ganzes Jahr. Die Materialien allein der er- 
sten Instanz umfassen mehr als 200 Seiten. 
In der zweiten Instanz sind bereits nahezu 
100 Seiten hinzugekommen. 

Die Prozeßdokumentation „Prozess |” 
enthält sämtliche Materialien der ersten In- 
stanz.: Die Schriftsätze, das Urteil, die Stel- 
lungnahme und einen Auszug aus demMe- 
dien-Echo. 

Sie kann für DM 25,-- zzgl. DM 5,-- für 
Porto/Verpackung in der der Geschäfts-. 
stelle angefordert werden. . 

Die Dokumentation „Prozeß Il” enthält: 
alle Materialien der zweiten Instanz: Die‘ 
Schriftsätze, die Stellungnahmen und ei- 
nen Auszug aus dem Medien-Echo. Natur-, 
gemäß ist diese Dokumentation bisher we- ' 
niger umfangreich als die zur ersten In-' 
stanz. Dementsprechend kann sie für DM 
10,-- zzgl. DM 5,--für Porto/Verpackung | 
in der Geschäftsstelle bezogen werden. | 

Wer bereits Teile hat, kann sich an Uwe‘ 
Friedrich: 0212/ 33 49 54 wenden und für: 
einen Aufpreis seine Dokumentation aktu-: 
alisieren lassen. A 

  

Solidarität mit Friedel 
Geisler I 

Mit Brief vom 28.04.1988 wurde unse- 
rem Vorstandsmitglied, Frau Pastorin Frie- 
del Geisler, durch den Superintendenten 
von Solingen, Herrn Günther, mitgeteilt, 
daß ihr der Pastorentitel aberkannt worden 
sei. Es kam in der Folge zu vielfältigen Pro- 
testen innerhalb und außerhalb der Kirche. 

Am 28.05.1988 beschäftigte sich auch die 
Kreissynode mit dem „Fall Geisler”. 

Die evangelische Kirche stellt sich auf 
den Standpunkt: „...daß die dargestellte 
Unrechtssituation in dieser Weise nicht be- 
steht” (Brief der Evangelischen Kirche im 
Rheinland vom 16.05.1988), die Aberken- 
nung des Pastorentitels ,,...ist geschehen in 
Zusammenhang mit einem Arbeitsgericht- 
sprozeB, den Frau Geisler gegen den Evan- 
gelischen Kirchenkreis Solingen ange- 
strebt hat. In dieser Verfügung des Landes- 
kirchenamtes wurde festgestellt, daß die 
rechtlichen Voraussetzungen für die Füh- 
rung der Dienstbezeichnung ‘Pastorin’ im 
besonderen Falle von Frau Geisler nicht 
gegeben sind, da sie weder die Vorausset- 
zung des § 3 noch die des § 4 des Gemein- 
de-Missionarsgesetzes erfullt” (Brief des 
Superintendenten Gunther vom 
25.05.1988). 

Unabhängig davon, daß 
1. Herr Rechtsanwalt Wiesner keinerlei 

rechtliche Grundlage für die Aberken- 
nung des Pastorentitels sieht (vergl. 
Brief an die Evangelische Kirche im 
Rheinland vom 10.05.1988) und 

2. Frau Geisler selbst sich in einer persön- 
lichen Erklärung gegen die Vermengung 
der Aberkennung mit einem laufenden 
Arbeitsgerichtsverfahrens zur Klärung 
von Vergütungsfragen wehrt (vergl. Er- 
klärung vom 28.05.1988), 

können wir in der „Coordination gegen 
BAYER-Gefahren” der Argumentation der 
Landeskirchenleitung nicht folgen. Zu viele 
Indizien sprechen für eine politische Sank- 
tion der BAYER-kritischen Arbeit unseres 
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Vorstandsmitgliedes Friedel Geisler und 
unseres Selbsthilfe-Netzwerkes: 
- Seit Anbeginn unserer Arbeit ist uns be- 

kannt, daß es vielfältige Verquickungen 
auf allen Ebenen zwischen Kirche und 
BAYER gibt. Auch wissen wir, daß der 
BAYER-Konzern bzw. seine Mitarbeiter 
erheblich zum Kirchensteueraufkom- 
men beitragen (an die evangelische Kir- 
che fließen aus dem Bereich BAYER ca. 
24 Mio. DM). Und schließlich ist uns be- 
kannt, daß der Konzern ihm gegebene 
Möglichkeiten stets zur Einflußnahme in 
seinem Interesse nutzt. 

- Im Rahmen unserer Arbeit wurden wir 
seit 1983 des Öfteren mit der Meinung 
des Kirchenkreises Leverkusen (be- 
kanntlich Sitz der BAYER-Konzernzen- 
trale) derart konfrontiert, daß dieser Kir- 
chenkreis unsere Arbeit und jeglichen 
Dialog mit uns ablehnt, dem Konzern ge- 
genüber weitgehend unkritisch ist und 
schließlich sogar sich bei finanzieller 
Unterstützung unserer Arbeit durch die 
evangelische Kirche querlegt. 

- Frau Geisler wurde 1987/88 mehrfach 
von der Landeskirche und vom Superin- 
tendenten „zum Gespräch geladen”. 
Einziges Thema: ihre kritische Arbeit 
zum multinationalen BAYER-Konzern im 
Rahmen unseres Netzwerkes. Die Lan- 
deskirche nahm ‚dabei stets eine ableh- 
nende und mißbilligende Haltung ge- 
genüber der Arbeit von Frau Geisler ein. 

- Beieinem dieser Gespräche, die im übri- 
gen durchaus ausforschenden Charak- 
ter trugen, wurde Frau Geisler vom Su- 
perintendenten Günther aufgefordert, 
ihren Pastorenititel „freiwillig niederzule- 
gen”, weil sie mit ihrer „BAYER-Arbeit 
dem Ansehen der Kirche” schade. 

- Am 28.05.1988 trat Herr Günther in An- 
wesenheit eines Vertreters der „Coordi- 
nation gegen BAYER-Gefahren” vor die 
Kamera des WDR und bestätigte erneut, 
daß der Anlaß für die in Gang gesetzte 
Aberkennungsprozedur die kritische 
BAYER-Arbeit von Frau Geisler sei. 

- Und schon früher tauchte die Formulie- 
rung auf, daß die kritische BAYER-Arbeit 
unseres Netzwerkes „dem Ansehen 

schadet”. Und zwar auch im kirchlichen 
Kontext: In einem Schreiben der Evan- 
gelischen Kirche Deutschlands (EKD) an 
die Evangelische Akademie Mülheim im 
Frühjahr 1987. 
Insgesamt drängt sich uns der Ein- 

druck auf, daß sich die evangelische Kir- 
che an die Seite des Konzerns stellt und 
darüber hinaus sogar Druck auf uns aus- 
übt. So bekam z.B. unser Netzwerk im Jahr 
1986 vom dafür zuständigen ABP-Aus- 
schuß der Evangelischen Kirche einen ge- 
ringfügigen Zuschuß zu einer vom Bischof 
von Rio de Janeiro befürworteten Reise ei- 
nes brasilianischen BAYER-Kollegen zur 
BAYER-Aktionärs-Hauptversammlung in 
Köln. Unseres Wissens intervenierte der 
BAYER-Konzern in der Folge und kritisierte 
die evangelische Kirche. Seitdem werden 
alle unsere ZuschuB-Antrage an den ABP 
abgelehnt. 

Es wird deutlich: 
- Die evangelische Kirche stimmt ihr Vor- 

gehen mit BAYER ab. Insbesondere ist 
Herr Lefringhausen wohl einer der Kon- 
taktleute. 

- Die evangelische Kirche übernimmt un- 
kritisch Meinungen des Konzerns und 
hält sie auch nach Richtigstellung durch 
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uns aufrecht (z.B. bei der Bewertung des 
von BAYER gegen uns geführten Pro- 
zesses). 
Nicht nur wir bekommen den Druck der 

evangelischen Kirche in Sachen BAYER zu 
spüren, sondern z.B. auch der brasiliani- 
sche Filmemacher Frederico Füllgraf. Er 

* drehte vor mehreren Jahren mit Unterstüt- 

zung der evangelischen Kirche einen Film, 
der sich u.a. mit BAYER do Brasil beschäf- 
tigt („Unser täglich Gift...”). Wie uns be- 
kannt ist, hat BAYER bei der evangelischen 
Kirche interveniert und erreicht, daß der 
Film aus dem Verkehr gezogen werden 
soll. Stattdessen soll ein Film in Zusam- 
menarbeit mit BAYER entstehen. 

Wir möchten ausdrücklich der Mei- 
nung vorbeugen, wir würden mit dem „Fall 
Geisler” eine „politische Suppe kochen”. 
Nicht wir haben die Kirche kritisiert, son- 
dern diese übt bis dato Druck auf uns und 
unsere Arbeit aus und verweigert uns und 
insbesondere den bei uns mitarbeitenden 
kirchlichen Kräften im In- und Ausland die 
Solidarität. Dabei sind wir nach wie vor der 
Meinung, daß es eigentlich angebracht ist, 
gemeinsam dafür zu sorgen, daß den für 
Mensch und Umwelt abträglichen Neben- 
wirkungen der Tätigkeit des multinationa- 
len BAYER-Konzerns ein Ende bereitet 
wird. Wir — die evangelische Kirche und die 
„Coordination gegen BAYER-Gefahren” — 
sollten dafür den Dialog und die solidari- 
sche Zusammenarbeit aufgrund unserer 
gemeinsamen Interessen pflegen. Dazu ist 
es nicht angetan, von seiten der evangeli- 
schen Kirche Druck auf uns sowie auf bei 
uns mitarbeitende Kirchenmitglieder aus- 
zuüben. Wir hoffen, daß die evangelische 
Kirche im Falle unseres Vorstandsmitglie- 
des Frau Pastorin Friedel Geisler 

einlenkt. N 

Solidarität mit Friedel 
Geisler Il 

Unser Vorstandsmitglied, Frau Pasto- 
rin Friedel Geisler, bekommt in der Ausein- 
andersetzung mit der Evangelischen Kir- 

  

   

   

che im Rheinland um die Aberkennung ih- 
res Pastorentitels umfangreiche Solidari- 
tät. Von Anbeginn an fand sie die Unterstüt- 
zung der Solidarischen Kirche im Rhein- 
land und vieler anderer. 

Schreiben zur persönlichen Unterstüt- 
zung von Frau Geisler sind erbeten an: 

Friedel Geisler 
Junkerstraße 22 
5650 Solingen 11 
Anfragen und Auskünfte können ein 

geholt werden (Kopie zur: Information an 
Frau Geisler):, 

Superintendent E. Günther 
Evangelischer Kirchenkreis Solingen 
Postfach 10 10 86 
5650 Solingen 1 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Präses G. Brandt 
Hans-Böckler-Str. 7 
4000 Düsseldorf 30 

Spenden zur Unterstützung der Solidari- 
tätsarbeit sind erbeten: 

Solidarische Kirche Rheinland 
Andreas de Kleine 

Sonderkonto „Solidarität F. Geisler” Oo 
Stadtsparkasse Wuppertal 
Kto. 53 96 19 
BLZ 330 500 00 A 

Solidarität mit Friedel 
Geisler Ill 

Mittlerweile wurde der „Fall Geisler” 
von der Solidarischen Kirche im Rheinland 
und der „Coordination gegen BAYER-Ge- 
fahren” umfangreich dokumentiert. Damit 
soll allen Interessierten die Möglichkeit ge- 
geben werden, sich selbst aus den Doku- 
menten ein Bild über das Vorgehen der 
Landeskirchenleitung gegen eine kritische 
Pastorin zu machen. 

Die Dokumentation besteht aus vier 
Teilen: 
— Dokumentation 1/Der Fall Geisler im 

Überblick 
— Dokumentation 2/Dokumente zur. Aus- 

MD 
I, 

FRAU PASTOR ... SIE HAM 
DIE NAAGEL _ VERGESSEN 

—
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einandersetzung mit der Landeskir- 
chenleitung. 

— Dokumentation 3/Briefe an die Kirche 
— Dokumentation 4/Pressespiegel 

Jede der vier Dokumentationen ist ein- 
zeln erhältlich und kostet DM 5,--, alle vier 
Dokumentationen zusammen DM 20,--., 
Hinzu kommen Porto/Verpackungskosten 

in Höhe von weiteren DM 5,--. Die Bestel- 
lungen werden nur erledigt, wenn ein 
Scheck über den entsprechenden Betrag 
beiliegt. Dies ist erforderlich, weil wir als 
ehrenamtlich arbeitendes Netzwerk nicht 
in der Lage sind, gegen Rechnung auszu- 
liefern und die Zahlungen entsprechend zu 
überwachen. Wir bitten um Verständnis. 

Bestellungen bitte an: 

Coordination gegen ° 
BAYER-Gefahren e.V. 
Hofstraße 27a 
5650 Solingen 11 A 

Kirchenleitung gibt 
_ BAYER-Druck nach 

Auf der Aktionärs-Hauptversammlung 
des BAYER-Konzerns im Jahr 1987 trat ein 
gewisser Herr Ertel ans Mikrophon und 
machte sich öffentlich „Gedanken darüber, 
wie einzelne Instanzen unserer Kirche... 
gegen BAYER agitieren.” Er rechnete vor, 
daß „BAYER-Mitarbeiter... durch ihre Kir- 
chensteuern die Agitation gegen ihre eige- 
ne Firma” mitfinanzieren: 
— DM 85.000,-- aus Kirchensteuermitteln 

für einen „Agitationsfilm” aus Brasilien, 
der darüber hinaus auch noch von „Brot 
für die Welt” „ausdrücklich empfohlen” 
und von den evangelischen Landeskir- 
chen der Bundesrepublik „in den Verleih 

genommen” wurde. 
— Die Finanzierung eines „Podiums für 

kommunistische Agitation” im Rahmen 
eines Seminars der Evangelischen Aka- 
demie Mülheim für den „DKP-Funktionär 

Köhler-Schnura”. 
— DM 3.000,-- aus Kirchensteuermitteln 

für „die Anreise eines sog. ‘Alternativen 
Aktionars’ aus Brasilien zur BAYER- 
Hauptversammlung 1986”. 
Nach diesen ,bemerkenswerten Fak- 

ten” (Vorstandsvorsitzender H.J. Strenger) 
stellte Herr Ertel die Frage: ,,Wie hoch ist ei- 
gentlich das Kirchensteueraufkommen, 
das für die Mitarbeiter der fünf deutschen 
BAYER-Werke abgeführt wird?” Der Vor- 
standsvorsitzende nahm den Ball gerne 
auf: „Die Mitarbeiter des Konzerns zahlen 
53 Mio. DM an Kirchensteuern, davon 24 
Mio. DM an die evangelische Kirche.” 

Ebenso wie viele andere Aktionsgrup- 
pen, die sich entwicklungspolitisch betäti- 
gen, hat sich die „Coordination gegen 
BAYER-Gefahren” 1986 erstmals an den 
„Ausschuß für entwicklungsbezogene Bil- 
dung und Publizistik der kirchlichen Ent- 
wicklungsdienste” (ABP) gewandt. 

Dieser Ausschuß der evangelischen Kir- 
che bietet in der Bundesrepublik eine der 
wenigen Möglichkeiten, außerhalb der öf- 
fentlichen und offiziellen Förderung Fi- 
nanzzuschüsse für entwicklungspolitische 
Arbeit zu beantragen. Und da in unserem 
Netzwerk auch sehr viele kirchliche Kräfte 
mitarbeiten, war es nur logisch, 1986 einen 
Reisekostenzuschuß für die Reise eines 
brasilianischen ehemaligen BAYER-Kolle- 
gen zu beantragen. 

Der ABP bewilligte DM 3.000,--. Die Rei- 
se fand statt, der brasilianische Kollege trat 
auf der BAYER-Hauptversammlung 1987 
auf und berichtete über die Zustände bei 
BAYER DO BRASIL. 

Anlaß für den Konzern, bei der evangeli- 
schen Kirche Protest einzulegen. Mit Er- 
folg, denn ein parallel gestellter Antrag auf 
Förderung in Höhe von ca. DM 30.000,-- 
für das Jahr 1987 wurde ohne sachliche 
Begründung vom ABP abgelehnt. 

In Abstimmung mit einem Vertreter der 
„Kirchlichen Entwicklungsdienste” (KED) 
wurde 1987 ein neuer Antrag für das Jahr 
1988 gestellt. Nach zahllosen Vertröstun- 
gen und Weiterverweisen wurde uns mit- 
geteilt, daß auch dieser Antrag abgelehnt 
worden sei. Ebenso wie der erste Antrag 
zunächst ohne Begründung. 

Dennoch wollte der Ausschuß mit uns 
über unsere Arbeit und „weitere Möglich- 
keiten” sprechen. Am 15. April fand das 
Gespräch in den Räumen der „Evangeli- 
schen Kirche im Rheinland” (EKiR) statt. Ei- 
ne Begründung für die Ablehnung unseres 
Antrags wurde dort allerdings auch nicht 
gegeben. Oberkirchenrat Schroer, der 
Ausschußvorsitzende des ABP, sah sich 
dazu nicht in der Lage. Und dies, obwohl 
der Antrag in Zusammenarbeit mit seinem 
persönlichen Referenten entstanden ist 
und von diesem als „sehrtragfähig” bewer- 
tet wurde. 

Am Ende des Gesprächs entschlüpfte 
Herrn Schroer allerdings eine Bemerkung, 
die deutlich macht, weshalb unsere Anträ- 
ge trotz aller positiven Inhalte keine kirch- 
liche Förderung erfahren: Es könne solan- 
ge keine Förderung geben, wie aus dem 
Kirchenkreis Leverkusen (dem Sitz der 
Konzernzentrale des BAYER-Konzerns) 
„kein Verständnis für die Arbeit der Coord 
nation zu erwarten sei”. 

Wir bestanden jedoch weiterhin auf ei- 
ner schriftlichen Begründung der Ableh- 
nung des Antrags. Ende Juni traf diese 
endlich bei uns ein. In ihr liest sich die 
Blockade des Kirchenkreises Leverkusen 
so: „Die vom Antragsteller geplanten Vor- 
haben sehen eine Beteiligung vor allem 
des Kirchenkreises Leverkusen nicht vor.” 

Auch ist es offensichtlich Vorbedingung 
für die Unterstützung von Anträgen, daß 
der BAYER-Konzern nicht nur über Vorha- 
ben und Aktionen unsererseits rechtzeitig 
informiert, sondern in die Vorbereitung ein- 
bezogen wird: „Erfahrungen haben ge- 
zeigt, daß Aufmerksamkeit unter den Be- 
troffenen dann am ehesten zu wecken ist, 
wenn diese von einer Aktion nicht über- 
rascht, sondern rechtzeitig informiert und 
schon in die Vorbereitung einbezogen wer- 
den.” 

Noch einen weiteren Grund nennt Herr 
Schroer jetzt in seinem Brief: Die Kritik am 
125jährigen Jubiläum ist ungeeignet, weil 
sie zur Zeit des Jubiläums stattfindet. „Das 
Jubiläum kann sich als Lernbarriere und 
Verweigerung von Informationen erwei- 
sen.” . 

Die Ablehnung der Förderung der 

„Coordination gegen BAYER-Gefahren” 
hat Parallelen. So organisierte etwa der 
HOECHST-Konzern eine angeblich spür- 
bare Zahl von Kirchenaustritten wegen der 
finanziellen Unterstützung der „BUKO- 
Pharma-Kampagne” durch den ABP. Die 
BUKO-Leute hatten sich für den Konzern 
zu intensiv und zu kritisch mit der Ver- 
marktung von HOECHST-Medikamenten in 

  

  
  

Kulisse aus 
Hochglanzpapier 
BAYER ist einer der größten Konzer- 
ne der Welt. Mit der chemischen Pro- 
duktion bei BAYER und den unzahli- 
gen BAYER-Produkten verbinden 
sich große Probleme für. Mensch und 
Umwelt. Wie bei anderen multinatio- 
nalen Konzernen auch. In der Regel 
wird nur das Wenigste von diesen 
Problemen bekannt. 

„Stichwort: BAYER" schafft hier Ab- 
hilfe. Dieser Informationdienst der 
Coordination gegen BAYER-Gefahren 
erscheint mit 6 Ausgaben im Jahr, 
klärt auf und enthüllt, was hinter den 
Hochglanzberichten der Konzernpro- 
paganda steckt. 

„Stichwort: BAYER" ist ein Informa- 
tionsdienst für Journalisten, Dritte- 
Welt-Gruppen, Bürgerinitiativen, Ge- 
werkschafter, Parteien, Umwelt- 
schutzorganisationen, Verbraucher- 
schutzverbande, Tierschützer, kriti- 
sche Ärzte und andere Interessierte. 

Die kostengünstigste Möglichkeit, an 
„Stichwort: BAYER" zu kommen, er- 
fordert lediglich DM 30,— pro Jahr. 

Widerrufsbelehrung 

Mir ist bekannt, daß ich dieses Abo inner- 
halb einer Woche ohne Angabe von Grün- 
den widerrufen kann. Zur Wahrung der 
Frist genügt der Poststempel. 

Coupon ausfüllen und einsenden an: 
Coordination gegen BAYER-Gefahren, 

I Jägerstr. 78, 4000 Düsseldorf 1. Bitte Ab- 
sender angeben. 

OD) Ich/Wir möchte/n „Stichwort: BAYER" 
abonnieren 

O Journalistenabo 

incl. Pressematerial DM 70,- 

U) Förderabo 

Selbsteinstufung 
mind. DM 70,- DM___ 

U Gruppenabo 
(5 Exemplare/Ausgabe) DM 70,- 

O Einzelabo DM 30,- 

  

Datum Unterschrift 

Widerrufsbelehrung 

Mir ist bekannt, daB ich dieses Abo inner- 
halb einer Woche ohne Angabe von Grun- 
den widerrufen kann. Zur Wahrung der 
Frist genugt der Poststempel. 

  

Datum Unterschrift     
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der Dritten Welt auseinandergesetzt. Die 
weitere Förderung hing 1987 in der Luft. 
Nach langen Diskussionen und Auseinan- 
dersetzungen erhielt die Pharma-Kampa- 
gne für das Geschäftsjahr 1988/89 aller- 
dings noch einmal einen Zuschuß vom ABP 
in Höhe von 110.000,-- DM. 

Das Frankfurter „Volkmund-Büro” kam 
nicht so glimpflich davon. Ihm wurde jetzt 
die weitere Förderung durch das ABP ver- 
weigert. Der MC DONALDS-Konzern hatte 
öffentlich mit dem Kirchenaustritt seiner Li- 
zenznehmer gedroht, „wenn weiterhin mit 
Kirchensteuermitteln gegen ihn agitiert 
wird”. 

Und ebenso wie unser Vorstandsmit- 
glied, Frau Pastorin Friedel Geisler, der ja 
bekanntlich durch die „Evangelische Kir- 
che im Rheinland” wegen ihrer BAYER-kri- 
tischen Arbeit der Pastorentitel aberkannt 
wurde, hat Pfarrer Winfried Penk den Zorn 
seiner Landeskirche aufsich gezogen, weil 
der Geistliche mit anderen Bürgern beim 
hessischen Minister für Umwelt und Reak- 
torsicherheit die Stillegung des Kraftwer- 
kes Biblis beantragt hatte. „Viele Mitarbei- 
ter sind empört und fragen sich, warum sie 
mit ihrer Kirchensteuer das Handeln von 
Pfarrer Penk gegen das KKW und sich 
finanzieren sollen. Und sie verstehen nicht, 
wenn die Kirche den Chaoten eine Heimat 
bietet, die Mitarbeiter von Kernkraftwerken 
aber zu Freiwild macht.” — So die KKW- 
Befürworter. 

Und auch der Pfarrer, der sich engagiert 
gegen die — mittlerweile nicht mehr geneh- 
migte — neu geplante Teststrecke des 
DAIMLER BENZ-Konzerns gewandt hatte, 
bekam den Zorn seiner kirchlichen Vorge- 
setzten zu spüren: Eine Strafversetzung 
stand an. , 

In allen Fallen nutzten die Konzerne — 
ebenso wie BAYER - ihre Verbindungen 
und Verflechtungen mit der Kirche zur 
Durchsetzung ihrer Interessen. Und die 
Kirche verweigert — so auch in unserem 
Fall — im Interesse der Konzerne die von 
den engagierten Gruppen dringend benö- 
tigte Unterstützung. Statt das Engagement 
zu schützen und zu fördern, gibt die Kirche 
den Druck weiter. N 

Friedel Geisler gibt 
Druck der Kirchen- 
leitung nicht nach 

„Die Solinger Gemeindemissionarin EI- 
friede Geisler ist nicht berechtigt, in ihrer 
derzeitigen Tätigkeit die Dienstbezeich- 
nung ‘Pastorin’ zu führen. Dies stellte die 
Leitung der rheinischen Landeskirche auf 
ihrer Sitzung am 7. Juli in Dusseldorf fest. 
..Der BeschluB8 der Kirchenleitung besta- 
tigt die bereits zuvor vom Landeskirchen- 
amt vertretene Rechtsauffassung im Fall 
von Elfriede Geisler.” — So eine Meldung 
des Ev. Pressedienstes (epd) vom 

12.07.88. 
Friedel Geisler selbst erfuhr von dem 

Beschluß der Landeskirchenleitung eben 
über die zitierte epd-Meldung. Die Kir- 
chenleitung sah sich nicht genötigt, der 
Betroffenen persönlich Rede und Antwort 
über ihr Vorgehen zu geben. Womit sich 
der langen Reihe von Merkwürdigkeiten in 
diesem Fall eine weitere hinzufügt. 

Seit nunmehr Mai 1988 dauert die Aus- 
einandersetzung um den Pastorentitel von 
Frau Geisler an. Trotz zahlreicher Bitten, 
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Proteste und Stellungnahmen ist die Lan- 
deskirchenleitung offensichtlich nicht be- 
reit, einzulenken und ihren Beschluß rück- 
gängig zu machen. 

Unser Vorstandsmitglied Friedel Geisler 
wird sich nach eigenem Bekunden dem 
Druck der Kirchenleitung nicht beugen und 

ihren Titel weiterführen. Sie sieht — ebenso 
wie die Solidarische Kirche, wir von der 
„Coordination gegen BAYER-Gefahren” 
u.v.a.m. — in dem Vorgehen der Kirchenlei- 
tung eine disziplinarische Maßnahme we- 

    

Grundsätze für BAYER-Gespräche veröffentlicht 
Anläßlich eines Angebots der „Evange- 

lischen Kirche im Rheinland” (EKiR), Ge-- 
sprache zwischen der ,Coordination ge- 
gen BAYER-Gefahren” (CBG) und dem 
BAYER-Konzern zu vermitteln, entschloB 
sich der Vorstand der CBG, seine ,,Grund- 
sätze für offizielle Gespräche mit BAYER” 
zu veröffentlichen: 

A) 
Grundsätzlich sieht die „Coordination ge- 
gen BAYER-Gefahren” in Gesprächen ein 
wesentliches Instrument zur Durchsetzung 
ihrer in der Satzung formulierten Ziele; vor 
allem zur Erlangung einer menschen- und 
umweltverträglichen Produktion bei 
BAYER, sowie der entsprechenden Pro- 
dukte. 

B) 
Die „Coordination gegen BAYER-Gefah- 
ren” strebt das Gespräch mit dem BAYER- 
Konzern auf allen Ebenen und bei allen 

sich bietenden Gelegenheiten an. 

C) 
Da aufgrund der Bedeutung des BAYER- 
Konzerns mit der BAYER-Problematik zu- 
sammenhängende Gespräche von erhöh- 
ter öffentlicher Bedeutung sind und zudem 
oftmals weitreichende, nicht unbedingt un- 
mittelbar zu überschauende Konsequen- 
zen haben, halten sich, die „Coordination 

gegen BAYER-Gefahren” sowie deren Ver- 
treter an folgende Grundsätze: 
1. 
Die „Coordination gegen BAYER-Gefah- 
ren” versteht sich als Netzwerk. Keine Ein- 

gen ihres kritischen BAYER-Engagements. 
Zahlreiche Indizien belegen dies. 

Frau Geisler, wir von der Coordination, 
die Solidarische Kirche und viele andere 
fordern die Landeskirchenleitung auf, das 
Aberkennungsverfahren einzustellen und 
stattdessen konzernkritischer Arbeit im In- 
teresse des Erhalts der Schöpfung kirch- 
lichen Schutz und Förderung zu gewähren. 

Alle Freunde und Förderer bitten wir, 
auch weiterhin Solidarität mit Friedel Geis- 
ler zu üben. A 

zelperson kann fur die Organisation als 
Ganzes sprechen. An Gesprächen nehmen 
deshalb mindestens zwei mit Mandat aus- 
gestattete Vertreter der Coordination teil. 

2 
Die Gesprächsparteien legen die zur 
mensetzung und Zahl der Gesprachsteil_ 
nehmer in eigener Verantwortung fest. Ne- 
gativ-Auslesen und Teilnehmerbeschran- 
kungen finden nicht statt. 
3. 
Die Coordination finanziert die Teilnahme 
an Gesprächen in eigener Verantwortung. 

Weder die Organisation noch ihre Vertreter 
nehmen Geld von der Gegenseite an; auch 
nicht für Reisekosten. 
4. 
Öffentlichkeit der Gespräche muß stets ge- 
währleistet sein. Die Vertreter der Coordi- 
nation haben das Recht der Weitergabe 
von Gesprachsinformationen. Ebenso 

können sie jederzeit Dritte zu den Gespra- 
chen hinzuziehen. 
5. 
Die Tagesordnung für die Gespräche wird 
jeweils mindestens vier Wochen vorher 
festgelegt. 
6 
Es gibt keine Gesprächsprotokolle, denen 

beide Seiten zustimmen müssen. 
T. J 

Die Aufnahme und Durchführung von Ge- 
sprächen verpflichtet nicht zur Fortführung 

in der Zukunft. A 

  

Standortgruppen 
Immer wieder einmal haben wir dar- 

über berichtet, daß es an verschiedenen 
Standorten des BAYER-Konzerns Kontakt- 
personen oder aktive Gruppen gibt. Mit- 
glieder und Interessenten, die an Standor- 
ten von BAYER-Werken oder Tochterge- 
sellschaften wohnen, können in solchen 
Gruppen tätig werden — soweit sie es nicht 
bereits sind. 

Ob vor Ort eine Aktionsgruppe existiert 
und wer die Kontaktperson ist, kann in der 
Geschäftsstelle in Solingen erfragt werden 
(0212 / 33 49 54). 

Selbstverständlich ist es auch sinnvoll, 
an Standorten, an denen noch keine Grup- 
pen arbeiten, selbst die Initiative zu ergrei- 
fen. Die Geschäftsstelle gibt hierbei Hilfe- 
stellung. A 

  

Wichtig: Mitgliederver- 
sammlung und Seminar 

Wir laden alle Mitglieder herzlich ein, 
an der Mitgliederversammlung am Sonn- 
tag, dem 25. September ab 9.00 Uhr teilzu- 

nehmen. Die Teilnahme kostet DM 30,-. 
Die Mitgliederversammlung findet im 

Rahmen des Seminars „125 Jahre BAYER 
— 125 Jahre Umweltverseuchung und 
Menschengefährdung” statt. Alle Mitglie- 

der sind herzlich eingeladen, am Seminar 

teilzunehmen. Das Seminar dauert vom
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23.09. bis 25.09. Allerdings können Mit- 
glieder, die an der Mitgliederversammlung 
teilnehmen, den Sonntagvormittag nicht 
am Seminarprogramm teilnehmen. Hier 
finden beide Veranstaltungen parallel statt. 

. Die Teilnahme am Seminar kostet DM 
70,-- für zwei Übernachtungen und die ge- 
samte Verpflegung. Selbstverständlich 
entfällt im Falle der Teilnahme am Seminar 
die Teilnahmegebühr für die Mitgliederver- 
sammlung. 

Wir bitten alle Mitglieder, sich umge- 
hend anzumelden und in ihrer Anmeldung 
deutlich zu machen, ob sie an dem gesam- 
ten Wochenende teilnehmen oder nur an 
der Mitgliederversammlung am Sonntag. 
Bitte der Anmeldung einen entsprechen- 
den Scheck beilegen. Die Anmeldung ist 
nur mit Bezahlung des Teilnahmebeitrages 
gültig. 

Der genaue Ort der Mitgliederver- 
sammlung/des Seminars wird mitgeteilt, 
wenn die Anmeldung bei uns vorliegt. A 

  

Grundlagen-Seminar 
Mittlerweile im dritten Jahrgang, bieten 

wir für alle Interessierten unser „Grund- 
lagen-Seminar” an. Es wird ein erster 
Überblick über den multinationalen 
BAYER-Konzern gegeben. Welche Pro- 
dukte stellt dieser Konzern her, an welchen 
Produktions-Standorten wird produziert, 
wie funktioniert dieser Konzern, welche 
Probleme ergeben sich hieraus? Natürlich 
wird auch die Frage behandelt, welche: 
Möglichkeiten gibt es, sich kritisch mit dem 
BAYER-Konzern auseinanderzusetzen. 

Für Mitglieder und Abonnenten ist die- 
ses Seminar besonders geeignet. Es ist 
aber sicherlich auch für alle interessant, 
die sich im Umweltschutz, in der Dritten 
Welt-Arbeit, der Gewerkschaftsarbeit etc. 
mit multinationalen Konzernen auseinan- 
dersetzen. 

Das Seminar findet statt vom 06.-09. 
Oktober 1988. Der genaue Tagungsort und 
die Anreisemöglichkeiten werden bei An- 
meldung bekanntgegeben. Die Anmelde- 
gebühr beträgt DM 70,--(bitte Scheck bei- 
legen). Anmeldungen bei: 

Coordination gegen 
BAYER-Gefahren e.V. 
Hofstraße 27a 
5650 Solingen 11 
Die Anmeldung ist nur bei Begleichung 

der Gebühren gültig. A 

   
  
            

So arbeiten die BAYER- 
Spitzel 

Am 16. Marz 1988 ladt die Leverkusener 
Standortgruppe der ,Coordination gegen 
BAYER-Gefahren” zu einer Diskussions- 
veranstaltung ein. Vor der Veranstaltung 
stellt sich gegenüber einem Mitglied der 
Standortgruppe ein junger Mann vor, der 
nach eigener Aussage auf die Ankündi- 
gung in der örtlichen Presse reagiert habe. 
Er sei Student aus Münster und schreibe 
ab und an für kleinere Zeitungen. 

“auch ein Vertreter der 

Am 17. Mai 1988 findet in Bonn die Pres- 
sekonferenz der Projektgruppe „Kritische 
BAYER-Aktionare” der „Coordination 
gegen BAYER-Gefahren” statt. Zufällig ist 

Leverkusener 
Standortgruppe anwesend. Er trifft dort 
den „jungen Mann aus Münster” wieder. 
Dieser trägt sich in die Anwesennheitsliste 
als Norbert Essing, Echener-Straße 19, 
4400 Münster - freier Journalist/Student — 
ein. 

Am 22. Juni 1988 findet in Köln in den 
Messehallen die Hauptversammlung des 
BAYER-Konzerns statt. Vor dem Eingang 
verteilen verschiedene Umweltschutz- 
Gruppen und Tierschützer ihre Flugblätter 
und demonstrieren mit Transparenten. 
Darunter auch Mitglieder der Standort- 
gruppe Leverkusen. Da tritt der freie Jour- 
nalist und Student aus Münster plötzlich 
wieder in Erscheinung. Allerdings in einer 
Uniform des BAYER-Werkschutzes. N 

  

Bitte Rechnungen 
bezahlen 

Zu Beginn des Jahres haben alle Mit- 
glieder und Abonnenten Ihre Jahresrech- 
nung bekommen. Mittlerweile wurde be- 
reits gemahnt. Und trotzdem sind längst 
nicht alle Rechnungen bezahlt. 

Da wir weitgehend auf Eigenfinanzie- 
rung angewiesen sind, hat die Bezahlung 
der Jahresrechnungen für uns besondere 
Bedeutung. Wir bitten alle Mitglieder und 
Abonnenten — soweit noch nicht gesche- 
hen —, ihre Rechnung umgehend zu beglei- 
chen. 

Mit der gleichen Bitte wenden wir uns 
auch an diejenigen, die bei uns Rechnun- 
gen für alternative Aktien oder anderes Ma- 
terial offen haben. Wir brauchen jeden 
Pfennig. 

Vielen Dank. A 

    

SCHERING-AKTIONS- 
NETZWERK gegründet 

Das „SCHERING-AKTIONS-NETZWERK 
(SchAN) wurde erfolgreich aus der Taufe 
gehoben. Es trat auf der Hauptversamm- 
lung des SCHERING-Konzerns im Juni das 
erste Mal mit Aktionen und mit dem Auftre- 
ten kritischer Aktionäre in Erscheinung. 

Die „Coordination gegen BAYER-Gefah- 
ren” freut sich, daß damit ihr Ansatz kon- 
zernkritischer Arbeit erstmalig in der Bun- 
desrepublik Nachahmung gefunden hat: 
Vernetzung von Konzernkritik über Län- 
der- und weltanschauliche Grenzen hin- 
weg. 

Wir wünschen dem neuen Netzwerk für 
die weitere Arbeit alles Gute und viel Erfolg 
und versichern, zu unterstützen, soweit es 
in unseren Kräften steht. 

    

Für alle am multinationalen Chemie- 

Konzern SCHERING Interessierte: 

SCHERING-AKTIONS-NETZWERK 
c/o Henry Mathews 
Gustav-Müller-Straße 9 
1000 Berlin 62 
030 — 78 25 709 A 

  

Anfrage der griinen 
Kreistagsfraktion Neuss 

Die Kreistagsfraktion der GRUNEN in 
Neuss hat folgende’ schriftliche Anfrage 
gestellt: 
1. Welchen Kenntnisstand hat die Kreis- 

verwaltung über die Produktion, die Zwi- 
schenlagerung und den Transport bzw. 
die Transportwege von PHOSGEN bei 
BAYER/Dormagen, insbesondere Uber 
die Sicherheitssysteme in diesem 
Bereich? | 

2. Welchen Informationsstand hat die 

Kreisverwaltung über die Problematik 
der Tiefflüge über dem BAYER-Werks- 
gelände? 

3. Welche Informationen hat die Kreisver- 
waltung über Sicherheits- und Alarm- 
pläne des BAYER-Werks/Dormagen? 

4. Welchen Kenntnisstand hat die Kreis- 
verwaltung in bezug auf Anzahl und Art 
der Deponien und Altlasten auf dem 
BAYER-Werksgelände und deren mögli- 
chem Gefährdungspotential für Men- 
schen und Umwelt? 
Auf der 11. Kreistagssitzung beantwor- 

tete der leitende Kreisrechtsdirektor 
Schmidt die Fragen wie folgt: 
Zu 1: 
Nach Angaben des Gewerbeaufsichts- 
amtes Mönchengladbach, welches für 
den im Kreis Neuss liegenden Werksteil 
zuständig ist, wird PHOSGEN aus- 
schließlich im CAE-Betrieb (Produktion 
von _CHLORAMEISENSÄUREESTER) 
hergestellt und gelagert. Ein Transport 
findet nicht statt. Die Menge des gela- 
gerten COCI> ist gering. Im südlichen 
Teil des BAYER-Werkes, welches auf 
dem Gebiet der Stadt Köln liegt, sollen 
jedoch nennenswerte Mengen an 
PHOSGEN gelagert und gebraucht wer- 
den. Zuständig ist hier der Regierungs- 
präsident in Köln und das dort zuständi- 
ge Gewerbeaufsichtsamt. 

Zu 2: 
Das Ordnungsamt der Stadt Dormagen 
hat in eigener Zuständigkeit mehrere 
Eingaben an das Bundesministerium für 
Verteidigung gemacht. Der Luftraum 
über dem betroffenen Gebiet stellt eine 
unumgängliche Schneise als Verbin- 
dung der Lufträume West-Ost im Rah- 
men der militärischen Übungsflüge dar. 
Jeder Pilot sei im Besitz eines Planes, in 
dem die Chemieanlagen als „Tabuzone” 
aufgeführt sind, d.h. sie dürfen nicht im 
Tiefflug überflogen werden. Zuwider- 
handlungen der Piloten sollten zur An- 
zeige gebracht werden. 

Zu 3: 
Das Ordnungsamt der Stadt Dormagen 
und das Amt für Zivilschutz des Kreises 
Neuss sind im Besitz des sog. Sonder- 
schutzplanes, welcher durch die Stadt 
Köln für das Gebiet der Stadt Köln und 
das Gebiet des Kreises Neuss erarbeitet 
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